
 

  

S 1 SV 1652/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Thüringen
Sozialgericht Thüringer Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 1
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Rechtsweg, Zuständigkeit der

Sozialgerichte, Rechtswegbeschwerde,
Auslegung Klagebegehren,
Vergütungsfestsetzungsbeschluss,
Widerruf einer dienstlichen Äußerung,
Erinnerung, dienstaufsichtliches
Einschreiten, Kernbereich der
richterlichen Tätigkeit

§ 17 a GVG, § 56 RVG, § 133 BGB, § 40
VwGO, § 122 Abs. 1 S. 3 ZPO

1.Zur Auslegung eines
Widerrufsbegehrens hinsichtlich der
Ausführungen in einem
Vergütungsfestsetzungsbeschluss als
Erinnerung gegen den
Vergütungsfestsetzungsbeschluss.

2. Die Zulässigkeit des Rechtswegs
richtet sich nach dem Streitgegenstand,
der durch den geltend gemachten
Anspruch begründet wird. Bei der
Bestimmung des Rechtswegs ist
maßgeblich darauf abzustellen, ob der zur
Klagebegründung vorgetragene
Sachverhalt für die aus ihm hergeleitete
Rechtsfolge wesentlich von
Bestimmungen des Verwaltungsrechts
oder des Rechts der
Vergütungsfestsetzung nach dem RVG
geprägt wird.

Normenkette -

1. Instanz
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Aktenzeichen S 1 SV 1652/18
Datum 24.01.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 SV 307/19 B
Datum 08.01.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerde des KlÃ¤gers wird der Beschluss des Sozialgerichts Nordhausen
vom 24. Januar 2019 aufgehoben. Der Rechtsweg zu den Gerichten der
Sozialgerichtsbarkeit ist zulÃ¤ssig. Gerichtskosten werden nicht erhoben. Kosten
werden nicht erstattet. Die weitere Beschwerde zum Bundessozialgericht wird nicht
zugelassen.

GrÃ¼nde:

I.

Der BeschwerdefÃ¼hrer wendet sich gegen einen Beschluss des Sozialgerichts
Nordhausen vom 24. Januar 2019, mit welchem die UnzulÃ¤ssigkeit des von ihm
gewÃ¤hlten Rechtsweges festgestellt und der Rechtsstreit an das
Verwaltungsgericht Weimar verwiesen wird.

Im Verfahren S 24 AS 941/17 hatte der BeschwerdefÃ¼hrer eine BestÃ¤tigung der
Vorlage be-stimmter Unterlagen begehrt. Dem in diesem Verfahren seit dem 20.
Dezember 2017 anwaltlich vertretenen BeschwerdefÃ¼hrer bewilligte das
Sozialgericht Nordhausen im Rahmen eines ErÃ¶rterungstermins am 14. Februar
2018 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt N. aus S. Nach
weiterer ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage erklÃ¤rte der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des BeschwerdefÃ¼hrers die RÃ¼cknahme der Klage. Mit
VergÃ¼tungsfestsetzungsantrag vom 7. MÃ¤rz 2018 beantragte er die Festsetzung
von GebÃ¼hren in HÃ¶he von insgesamt 714,00 EUR. Durch
VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss vom 27. MÃ¤rz 2018 setzte die
Urkundsbeamtin der GeschÃ¤ftsstelle die VergÃ¼tung auf 196,35 EUR fest.
Hinsichtlich sowohl der Verfahrens- als auch der TerminsgebÃ¼hr hielt sie die um
Â¾ geminderte MittelgebÃ¼hr fÃ¼r angemessen. Die Bedeutung der
Angelegenheit fÃ¼r den BeschwerdefÃ¼hrer sei unterdurchschnittlich. Der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des BeschwerdefÃ¼hrers legte gegen diesen
VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss keine Erinnerung ein.

Der BeschwerdefÃ¼hrer selbst legte gegen den VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss
mit am 28. September 2018 beim Sozialgericht Nordhausen eingegangenen
Schriftsatz vom 23. September 2018 Erinnerung ein und machte geltend, dass es
"eine bodenlose Dreistigkeit sei, dass eine Justizinspektorin sich anmaÃ�t, die
Bedeutung der Angelegenheit als unterwertig einzustufen, wenn sie die
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HintergrÃ¼nde nicht kennt". Diese Erinnerung wies das Sozialgericht Nordhausen
mit Beschluss vom 24. Juli 2019 â�� S 21 SF 292/18 E zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, dass die Erinnerung nicht zulÃ¤ssig sei. Der BeschwerdefÃ¼hrer
sei durch die VergÃ¼tungsfestsetzung unter keinem Gesichtspunkt beschwert,
denn nach Â§ 122 Abs. 1 Ziff. 3 der Zivilprozessordnung (ZPO) bewirke die
Bewilligung der Prozesskostenhilfe, dass der beigeordnete Rechtsanwalt
AnsprÃ¼che auf VergÃ¼tung gegen die Partei nicht mehr geltend machen kÃ¶nne.
Allein dem beigeordneten Rechtsanwalt habe es freigestanden, gegen die ihn
betreffende Festsetzung vorzugehen. Hiervon habe er keinen Gebrauch gemacht.
Dieser Beschluss wurde dem BeschwerdefÃ¼hrer am 26. Juli 2019 zugestellt.

Mit Schriftsatz vom 4. Oktober 2018, eingegangen beim Sozialgericht Nordhausen
am 11. Oktober 2018, hat der BeschwerdefÃ¼hrer beantragt, die AusfÃ¼hrungen
im VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss vom 27. MÃ¤rz 2018 betreffend das
Klageverfahren S 24 AS 941/17 "die Bedeutung der Angelegenheit zur Durchsetzung
der klÃ¤gerischen Rechte gemÃ¤Ã� Â§ 37 SGB II sei unterwertig" fÃ¼r rechtswidrig
zu erklÃ¤ren. In einem weiteren Schriftsatz vom 17. Oktober 2018 fÃ¼hrte er aus,
dass "die Klage" gegen den Freistaat ThÃ¼ringen erhoben worden sei, weil das
Gericht erklÃ¤rt habe, die Bedeutung der Angelegenheit zum Verfahren S 24 AS
941/17 sei "nur von unterwertiger Bedeutung". Dies benachteilige ihn erheblich.

Nach AnhÃ¶rung durch das Sozialgericht zur Verweisung an das Verwaltungsgericht
Weimar fÃ¼hrte der BeschwerdefÃ¼hrer, die KlÃ¤rung der Frage, ob seine
Grundrechte bzw. rechtlichen Angelegenheiten "von weit unterwertiger Bedeutung
seien" seien, sei nicht auf der Basis des Verwaltungsrechts sondern auf Basis des
Zivilrechts zu klÃ¤ren.

Mit Beschluss vom 24. Januar 2019 hat das Sozialgericht den Rechtsweg zu den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit fÃ¼r unzulÃ¤ssig erklÃ¤rt und den Rechtsstreit
an das Verwaltungsgericht Weimar verwiesen. Der BeschwerdefÃ¼hrer wende sich
mit seiner Klage gegen eine Formulierung im VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss
im Verfahren S 24 AS 941/17 und leite daraus die Verletzung von Grundrechten ab.
Einen Bezug zu den gegen den Beschluss gegebenen Rechtsmitteln lasse sich nicht
herstellen. Mangels ausdrÃ¼cklicher Zuweisung in Â§ 51 des Sozialgerichtsgesetzes
sei der Rechtsweg zu den Sozialgerichten deshalb nicht erÃ¶ffnet und die
Generalklausel des Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
einschlÃ¤gig.

Der BeschwerdefÃ¼hrer hat gegen den ihm am 29. Januar 2019 zugestellten
Beschluss Beschwerde eingelegt. Das Verfahren sei unter BerÃ¼cksichtigung der
Kostenfreiheit beim Sozialgericht eingeleitet worden. Im Falle einer wirksamen
Verweisung sei es lediglich als Entwurf fÃ¼r eine eventuelle Klage mit vorherigem
PKH-Antrag zu werten. Die Formulierungen in dem Kostenfestsetzungsbeschluss
beinhalteten eine Verletzung der FÃ¼rsorgepflicht durch das Gericht gegenÃ¼ber
ihm.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte dieses Verfahrens und der Verfahrens S 24 AS 941/17 und S 21 SF
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292/18 E Bezug genommen.

II.

Die gemÃ¤Ã� Â§ 17a Abs. 4 Satz 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) i. V. m. 
Â§Â§ 172, 202 Satz 1 SGG von dem BeschwerdefÃ¼hrer form- und fristgerecht
eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Beschwerde ist begrÃ¼ndet.

Entgegen der Annahme in dem Beschluss des Sozialgerichts Nordhausen vom 24.
Januar 2019 ist der Verwaltungsrechtsweg nicht nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO
erÃ¶ffnet. Nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO ist in allen Ã¶ffentlich-rechtlichen
Streitigkeiten nicht verfassungsrechtlicher Art der Verwaltungsrechtsweg gegeben,
soweit die Streitigkeiten nicht durch Bundesgesetze einem anderen Gericht
ausdrÃ¼cklich zugewiesen sind. Die ZulÃ¤ssigkeit des Rechtswegs richtet sich nach
dem Streitgegenstand. Dieser wird durch den geltend gemachten prozessualen
Anspruch, d.h. durch den Klageantrag und den Klagegrund im Sinne eines
bestimmten Lebenssachverhalts festgelegt. Voraussetzung fÃ¼r das Vorliegen einer
verwaltungsgerichtlichen Streitigkeit wÃ¤re daher die Geltendmachung eines
Unterlassungs/Widerrufsbegehrens hinsichtlich einer Ã�uÃ�erung im hoheitlichen
Bereich. Denn es ist in der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte (vgl.
Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 4. Februar 1988 â�� 5 C 88/85, zitiert nach
Juris) als auch des Bundesgerichtshofs (vgl. Urteil vom 28. Februar 1978 â�� VI ZR
246/76, zitiert nach Juris) anerkannt, dass ein derartiges Begehren unter Â§ 40 Abs.
1 VwGO fÃ¤llt, wenn der Widerruf/die Unterlassung dienstlicher Ã�uÃ�erungen
begehrt wird, die im â�� nicht durch Beziehungen bÃ¼rgerlich-rechtlicher
Gleichordnung geprÃ¤gten â�� hoheitlichen Bereich gefallen sind. Der Widerruf ist
in diesen FÃ¤llen grundsÃ¤tzlich in Form der Folgenbeseitigungsklage im
Verwaltungsrechtsweg geltend zu machen und zwar unmittelbar gegenÃ¼ber der
KÃ¶rperschaft oder BehÃ¶rde, fÃ¼r die der Bedienstete, dessen Ã�uÃ�erung
beanstandet worden ist, tÃ¤tig geworden ist.

Rechtsschutzziel des BeschwerdefÃ¼hrers ist hier aber nicht der Widerruf einer
Ã�uÃ�erung, sondern die Korrektur des VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschlusses der
Urkundsbeamtin vom 27. MÃ¤rz 2018. Um dies zu erreichen wendet er sich gegen
eine Formulierung in diesem VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss durch die
Urkundsbeamtin der GeschÃ¤ftsstelle. Das Gewollte, also das mit der Klage
verfolgte Prozessziel, ist im Wege der Auslegung festzustellen (vgl. BSG, Urteil vom
13. Dezember 2018 â�� B 10 Ã�G 4/16 R, zitiert nach Juris). In entsprechender
Anwendung der Auslegungsregel des Â§ 133 BGB ist der wirkliche Wille zu
erforschen. Dabei sind nicht nur der Wortlaut, sondern auch die sonstigen
UmstÃ¤nde des Falles, die fÃ¼r das Gericht und die anderen Beteiligten erkennbar
sind, zu berÃ¼cksichtigen, insbesondere der Inhalt der Gerichts- und
Verwaltungsakten. Im Zweifel ist davon auszugehen, dass der KlÃ¤ger unter
BerÃ¼cksichtigung des MeistbegÃ¼nstigungsprinzips alles begehrt, was ihm
aufgrund des Sachverhalts rechtlich zusteht. Wie die Auslegung im Fall des
BeschwerdefÃ¼hrers ergibt, war und ist sein Klageziel auf eine Korrektur des
VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschlusses unter Festsetzung einer hÃ¶heren
VergÃ¼tung gerichtet. Bereits in der Erinnerung vom 23. September 2018 im
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Verfahren S 21 SF 292/18 E wandte er sich bei der gebotenen Auslegung seines
Vorbringens dagegen, dass die Urkundsbeamtin im Rahmen der
VergÃ¼tungsfestsetzung die Bedeutung der Angelegenheit als
unterdurchschnittlich eingestuft hatte. Ziel war es, eine hÃ¶here VergÃ¼tung fÃ¼r
seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten zu erstreiten. Dasselbe Ziel wird mit seinem am
11. Oktober 2018 eingegangenen, als "Klageschrift" bezeichneten Schriftsatz
verfolgt. Insoweit hat er im Gewand einer Klage lediglich seine dortige
Argumentation aus dem Schriftsatz vom 23. September 2018 im Verfahren S 21 SF
292/18 E wiederholt.

Eine BeeintrÃ¤chtigung der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG ergibt sich
nicht daraus, dass nach Â§ 56 RVG nur der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
BeschwerdefÃ¼hrers Erinnerung einlegen kann. Denn durch die Regelung des Â§
122 Abs. 1 S. 3 ZPO ist sichergestellt, dass der BeschwerdefÃ¼hrer durch die
VergÃ¼tungsfestsetzung unter keinem Gesichtspunkt be-schwert sein kann, da sein
ProzessbevollmÃ¤chtigter nur die festgesetzten und von der Staatskasse zu
Ã¼bernehmenden GebÃ¼hren verlangen kann.

Daraus folgt, dass der BeschwerdefÃ¼hrer mit seinem als "Klageschrift"
bezeichneten Schriftsatz vom 11. Oktober 2018 der Sache nach erneut eine
Erinnerung gegen den VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss der Urkundsbeamtin der
GeschÃ¤ftsstelle geltend gemacht hat. Zur Entscheidung Ã¼ber die Erinnerung ist
nach dem RVG aber dasjenige Gericht berufen, dessen Urkundsbeamter den
VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss erlassen hat. Das Sozialgericht wird insoweit
auch Ã¼ber die Frage zu entscheiden haben, ob der am 11. Oktober 2018
eingegangene Schriftsatz dem damals noch laufenden Erinnerungsverfahren S 21
SF 292/18 E zuzuordnen war oder separat erfasst werden konnte.

Der Senat weist darÃ¼ber hinausgehend darauf hin, dass auch fÃ¼r den Fall, dass
dem Begehren des BeschwerdefÃ¼hrers ein eigenstÃ¤ndiges
Unterlassungsbegehren zu entnehmen sein kÃ¶nnte, dies an der ErÃ¶ffnung des
Rechtswegs zu den Sozialgerichten nichts Ã¤ndert. Bei der Bestimmung des
Rechtswegs ist maÃ�geblich darauf abzustellen, ob der zur KlagebegrÃ¼ndung
vorgetragene Sachverhalt fÃ¼r die aus ihm hergeleitete Rechtsfolge wesentlich von
Bestimmungen des Verwaltungsrechts oder des Rechts der
VergÃ¼tungsfestsetzung nach dem RVG geprÃ¤gt wird. Dabei kann im Einzelfall
auch ein enger sachlicher Zusammenhang genÃ¼gen, so dass es irrelevant ist,
dass ein geltend gemachter Widerrufs/Folgenbeseitigungsanspruch seine Grundlage
in einer analogen Anwendung des Â§ 1004 BGB findet. Die in dieser Weise
vorzunehmende Abgrenzung weist das StreitverhÃ¤ltnis in diejenige
Verfahrensordnung, die ihm nach der gesetzgeberischen Wertung in der Sache am
besten entspricht, und bewirkt zugleich, dass regelmÃ¤Ã�ig diejenigen Gerichte
anzurufen sind, die durch ihre Sachkunde und SachnÃ¤he zur Entscheidung Ã¼ber
den in Frage stehenden Anspruch besonders geeignet sind (vgl. BSG, Beschluss
vom 21. Juli 2016 â�� B 3 SF 1/16 R, zitiert nach Juris). Ebenso wie die
RÃ¼ckforderung einer Leistung der Rechtsnatur dieser Leistung folgt, folgen auch
Ersatz- oder SchadensersatzansprÃ¼che sowie UnterlassungsansprÃ¼che wegen
Verletzung besonderer Verpflichtungen der Rechtsnatur, in die das
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RechtsverhÃ¤ltnis eingebettet ist und dem die besondere Verpflichtung entnommen
ist. MaÃ�gebendes RechtsverhÃ¤ltnis ist hier das
VergÃ¼tungsfestsetzungsverfahren. Nur so kann auch den Besonderheiten
hinsichtlich eines Unterlassungsbegehrens im Rahmen gerichtlicher Entscheidungen
Rechnung getragen werden. Ein Widerruf dienstlicher Ã�uÃ�erungen im Rahmen
eines VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschlusses ist wie bei einer gerichtlichen
Entscheidung im Wege der Dienstaufsicht nur mÃ¶glich, wenn es um den Widerruf
und die Unterlassung aus Sicht des BeschwerdefÃ¼hrers ehrverletzender
Ã�uÃ�erungen geht, soweit diese im Zusammenhang mit der richterlichen
TÃ¤tigkeit (hier der Urkundsbeamtin der GeschÃ¤ftsstelle) gefallen sind und
zugleich die Grenzen eines mÃ¶glichen dienstaufsichtlichen Einschreitens beachtet
werden (vgl. dazu VG MÃ¼nchen, Urteil vom 10. November 2010 â�� M 18 K
10.4837, zitiert nach Juris). Denn im Kernbereich der RechtsprechungstÃ¤tigkeit ist
fÃ¼r dienstaufsichtliche MaÃ�nahmen kein Raum, da andernfalls die Dienstaufsicht
die Entscheidungsfindung in der Sache, welche ausschlieÃ�lich dem Richter oder
hier der Urkundsbeamtin vorbehalten ist, an sich ziehen wÃ¼rde. Dies hat zur
Folge, dass der Argumentations- und Formulierungsspielraum des Richters in den
schriftlichen UrteilsgrÃ¼nden und der Urkundsbeamtin der GeschÃ¤ftsstelle im
Rahmen einer VergÃ¼tungsfestsetzung nicht der Dienstaufsicht unterliegt (vgl. im
Einzelnen BGH â�� Dienstgericht des Bundes, Beschluss vom 24. Juni 1991 â�� RiZ
(R) 3/91, zitiert nach Juris).

Insoweit ist es ersichtlich ausgeschlossen, dass der BeschwerdefÃ¼hrer Ã¼ber die
von ihm angestrengte Klage gegen die BegrÃ¼ndung der Urkundsbeamtin der
GeschÃ¤ftsstelle in dem VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss vom 27. MÃ¤rz 2018,
wonach die Bedeutung der Angelegenheit fÃ¼r den KlÃ¤ger als
unterdurchschnittlich zu werten ist, auf dem Umweg Ã¼ber ein
Folgenbeseitigungsverlangen gesondert einer gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung
zufÃ¼hrt. Dies fÃ¼hrte im Ergebnis dazu, dass die nach den Vorschriften des
RechtsanwaltsvergÃ¼tungsgesetzes allein mÃ¶glichen Rechtsmittel gegen den
VergÃ¼tungsfestsetzungsbeschluss umgangen wÃ¼rden. Insoweit ist nur darauf
hinzuweisen, dass der ProzessbevollmÃ¤chtigte des BeschwerdefÃ¼hrers von dem
ihm allein nach dem RVG zustehenden Erinnerungsrecht gegen die
VergÃ¼tungsfestsetzung keinen Gebrauch gemacht hat. Dem
ProzessbevollmÃ¤chtigten wÃ¤re es unschwer mÃ¶glich gewesen, im
Erinnerungsverfahren eine Ã�berprÃ¼fung dahingehend zu erhalten, ob die
Auffassung der Urkundsbeamtin der GeschÃ¤ftsstelle, dass die Bedeutung der
Angelegenheit in dem Verfahren S 24 AS 941/17 von unterdurchschnittlicher
Bedeutung sei, zutreffend ist oder nicht.

Das Beschwerdeverfahren erfordert grundsÃ¤tzlich eine isolierte
Kostenentscheidung nach Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG (vgl. BSG, Beschluss v.
01.04.2009 â�� B 14 SF 1/08 R, zitiert nach Juris). Es ist aber zu beachten, dass ein
Erinnerungsverfahren nach dem RechtsanwaltsvergÃ¼tungsgesetz vorliegt. Nach 
Â§ 56 Abs. 2 S. 2 und 3 RVG ist das Verfahren Ã¼ber die Erinnerung und Ã¼ber die
Beschwerde gebÃ¼hrenfrei und Kosten werden nicht erstattet. Diese
gesetzgeberische Grundentscheidung ist auch bei Rechtswegstreitigkeiten im
Zusammenhang mit Erinnerungen zu beachten.
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Die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung der weiteren Beschwerde an das BSG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 28.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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